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Aufgrund des § 4 der Ge-

meindeordnung für Schles-

wig-Holstein in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 

28. Februar 2003 (GVOBl. 

Schl.-H., S. 57), zuletzt ge-

ändert durch Artikel 2 des 

Gesetzes vom 30. Juni 2008 

(GVOBl. Schl.-H., S. 310) und 

der §§ 1 und 3 des Kommu-

nalabgabengesetzes des 

Landes Schleswig-Holstein 

in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 10. 

Januar 2005 (GVOBl. Schl.-

H., S. 27), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 20. Juli 

2007 (GVOBl. Schl.-H., S. 

362), wird nach Beschluss-

fassung durch die Gemein-

devertretung vom 26.11.2008 

folgende Satzung erlassen: 

 

§ 1 

Steuergegenstand 
 
Gegenstand der Steuer ist das 
Halten von Hunden im Ge-
meindegebiet. 
 
§ 2 

Steuerpflicht 

 
1. Steuerpflichtiger ist, wer 
einen Hund in seinen Haushalt 
oder Wirtschaftsbetrieb aufge-
nommen hat (Halter des Hun-
des). 
2. Halten mehrere Personen 
gemeinschaftlich einen Hund, 
so sind sie Gesamtschuldner. 
 
§ 3 

Beginn und Ende der Steu-

erpflicht 

 
1. Die Steuerpflicht entsteht 
mit dem Kalendermonat, in 
dem ein Hund in einen Haus-
halt oder Wirtschaftsbetrieb 
aufgenommen wird, frühestens 
mit dem Kalendermonat, in 
dem der Hund drei Monate alt 
wird. 
2. Wer seinen Hund nicht 
länger als einen Monat in 
Pflege oder Verwahrung ge-
nommen hat oder auf Probe 
zum Anlernen hält, braucht ihn 
nicht zu versteuern. 
3. Die Steuerpflicht endet mit 
dem Kalendermonat, in dem 
der Hund abgeschafft wird, 
abhanden kommt oder ein-
geht. 
4. Bei Wohnortwechsel eines 
Hundehalters endet die Steu-
erpflicht mit Ablauf des Kalen-
dermonats, in den der Wegzug 
fällt; sie beginnt mit dem auf 
den Zuzug folgenden Kalen-
dermonat. 
5. Wer einen versteuerten 
Hund oder anstelle eines 
abgeschafften, abhanden 
gekommenen oder eingegan-
genen versteuerten Hundes 
einen neuen Hund erwirbt, 

wird dafür mit dem auf den 
Erwerb folgenden Kalender-
monat steuerpflichtig. 
 
§ 4 

Steuersatz 

 
1. Die Steuer beträgt jährlich 
für den 1. Hund    24,00 € 
für den 2. Hund    36,00 € 
für jeden weiteren Hund    
48,00 € 
 
2. Hunde, die steuerfrei gehal-
ten werden dürfen (§ 7), wer-
den bei der Berechnung der 
Anzahl der Hunde nicht ange-
setzt; Hunde, für die die Steu-
er ermäßigt wird  (§ 5), gelten 
als erste Hunde.  
 
§ 5 

Steuerermäßigung 

 
1. Die Steuer ist auf Antrag 
des Steuerpflichtigen auf die 
Hälfte zu ermäßigen für das 
Halten von  
a) Hunden, die zur Bewachung 
von Gebäuden benötigt wer-
den, welche von dem nächsten 
bewohnten Gebäude mehr als 
300 m entfernt liegen; 
b) Hunden, die zur Bewachung 
von Binnenschiffen benötigt 
werden; 
c) Hunden, die von zugelasse-
nen Unternehmen des Bewa-
chungsgewerbes oder von 
berufsmäßigen Einzelwächtern 
bei Ausübung des Wachdiens-
tes benötigt werden; 
d) abgerichteten Hunden, die 
von Artisten und berufsmäßi-
gen Schaustellern  für ihre 
Berufsarbeit benötigt werden; 
e) Hunden, die als Melde-, 
Sanitäts-, Schutz-, Fährten- 
oder Rettungshunde verwen-
det werden und eine Prüfung 
vor anerkannten Leistungsrich-
tern abgelegt haben. Das mit 
dem Antrag vorzulegende 
Prüfungszeugnis darf nicht 
älter als zwei Jahre sein, 

f) Jagdgebrauchshunden, die 
eine Jagdeignungsprüfung 
abgelegt haben und jagdlich 
verwendet werden. 
2. Personen, die gewerbsmä-
ßig mit Hunden handeln und 
dieses Gewerbe angemeldet 
haben, haben zwei Hunde mit 
den Steuersätzen für den 
ersten und zweiten Hund zu 
versteuern. Für weitere Hun-
de, die weniger als sechs 
Monate im Besitz sind, braucht 
keine Steuer entrichtet wer-
den. 
 
§ 6 

Zwingersteuer 

 
1. Von Hundezüchtern, die 
mindestens zwei rassereine 
Hunde der gleichen Rasse, 
darunter eine Hündin im zucht-
fähigen Alter, zu Zuchtzwe-
cken halten, wird die Steuer 
auf Antrag in der Form einer 
Zwingersteuer erhoben, wenn 
der Zwinger und die Zuchttiere 
in ein von einer anerkannten 
Hundezuchtvereinigung ge-
führtes Zucht- oder Stamm-
buch eingetragen sind. 
 
2. Die Zwingersteuer beträgt 
für jeden Hund, der zu Zucht-
zwecken gehalten wird, die 
Hälfte der Steuern nach § 4 
Abs. 1, jedoch nicht mehr als 
die Steuer für einen ersten und 
einen zweiten Hund. Das 
Halten selbstgezogener Hunde 
ist steuerfrei, solange sie sich 
im Zwinger befinden und nicht 
älter als sechs Monate sind. 
 
§ 7 

Steuerbefreiung 

 
Steuerbefreiung ist auf Antrag 
zu gewähren für das Halten 
von 
1. Diensthunden staatlicher 
und kommunaler Dienststellen 
und Einrichtungen, deren 
Unterhaltungskosten überwie-

Satzung der Gemeinde Mörel 

über die Erhebung einer Hundesteuer 



2 

gend aus öffentlichen Mitteln 
bestritten werden; 
2. Gebrauchshunden von 
Forstbeamten, im Privatforst-
dienst angestellten Personen, 
von bestätigten Jagdaufsehern 
und Feldschutzkräften in der 
für den Forst-, Jagd- oder 
Feldschutz erforderlichen 
Anzahl; 
3. Herdengebrauchshunden in 
der erforderlichen Anzahl, und 
zwar nur für Schafsherden; 
4. Sanitäts- oder Rettungs-
hunden, die von anerkannten 
Sanitäts- oder Zivilschutzein-
heiten gehalten werden; 
5. Hunden, die von wissen-
schaftlichen Institutionen aus-
schließlich zu wissenschaftli-
chen Zwecken gehalten wer-
den; 
6. Hunden, die in Anstalten 
von Tierschutz- oder ähnlichen 
Vereinen vorübergehend un-
tergebracht sind und nicht auf 
die Straße gelassen werden; 
7. Blindenführhunden; 
8. Hunden, die zum Schutze 
und zur Hilfe blinder, tauber 
oder hilfloser Personen unent-
behrlich sind; die Steuerbe-
freiung kann von der Vorlage 
eines amtsärztlichen Zeugnis-
ses abhängig gemacht wer-
den. 
 
§ 8 

Allgemeine Voraussetzun-

gen für die Steuerermäßi-

gung und die Steuerbefrei-

ung 

 
Steuerermäßigung oder Steu-
erbefreiung wird nur gewährt, 
wenn 
1. die Hunde für den angege-
benen Verwendungszweck 
hinlänglich geeignet sind; 
2. der Halter der Hunde in den 
letzten fünf Jahren nicht we-
gen Tierquälerei  bestraft ist; 
3. für die Hunde geeignete, 
den Erfordernissen des Tier-
schutzes entsprechende Un-

terkunftsräume vorhanden 
sind; 
4. in den Fällen des § 5 Abs. 
2, § 6 und § 7 Ziffer 6 ord-
nungsgemäße Bücher über 
den Bestand, den Erwerb und 
die Veräußerung der Hunde 
geführt und auf Verlangen 
vorgelegt werden. 
 
§ 9 

Steuerfreiheit 

 
Steuerbefreit sind Personen, 
die sich nicht länger als zwei 
Monate in der Gemeinde auf-
halten, für die Hunde, die sie 
bei ihrer Ankunft besitzen und 
nachweislich in einer anderen 
Gemeinde der Bundesrepublik 
versteuern. 
 
§ 10  

Meldepflichten 
 
1. Wer einen Hund anschafft 
oder mit einem Hund zuzieht, 
hat ihn binnen 14 Tage bei der 
Gemeinde anzumelden. Neu-
geborene Hunde gelten mit  
Ablauf des dritten Monats 
nach der Geburt als ange-
schafft. Die Anmeldefrist be-
ginnt im Falle des § 3 Abs. 2 
nach Ablauf des Monats. 
2. Der bisherige Halter eines 
Hundes hat den Hund inner-
halb von 14 Tagen abzumel-
den. Im Falle der Veräußerung 
des Hundes sind bei der Ab-
meldung  Name und Wohnung 
des Erwerbers anzugeben. 
3. Fallen die Voraussetzungen 
für eine Steuerermäßigung 
oder Steuerbefreiung fort, so 
hat der Hundehalter das bin-
nen 14 Tagen anzuzeigen. 
 
§ 11 

Steuermarke 

 
Die Gemeinde gibt Hun-
desteuermarken aus, die bei 
der Abmeldung eines Hundes 
wieder abzugeben sind. Ein 

Hundehalter darf Hunde au-
ßerhalb seiner Wohnung oder 
seines umfriedeten Grundbe-
sitzes nur mit der Hundesteu-
ermarke umherlaufen lassen. 
Satz 2 gilt nicht für Hirtenhun-
de beim Hüten und für Jagd-
hunde bei ihrer jagdlichen 
Verwendung. Die Hundesteu-
ermarke gilt als Nachweis der 
Anmeldung zur Steuer und 
entbindet nicht von der in § 2 
Abs. 5 des Gefahrhundegesetz 
für Schleswig-Holstein ge-
nannten Pflicht zur Kennzeich-
nung des Hundes. 
 
§ 12 

Steuerjahr, Fälligkeit der 

Steuer 

 
1. Die Steuer wird als Jahres-
steuer festgesetzt. Steuerjahr 
ist das Kalenderjahr. 
 
2. Die Steuer wird in viertel-
jährlichen Teilbeträgen zum 
15.02., 15.05., 15.08. und 
15.11. eines jeden Jahres 
fällig. Entsteht die Steuerpflicht 
im Laufe eines Kalendermo-
nats, so ist die volle Steuer für 
diesen Kalendermonat inner-
halb eines Monats, jedoch 
frühestens zu dem in Satz 1 
genannten Zeitpunkt zu ent-
richten. 
 
3. Auf Antrag des Steuerpflich-
tigen kann die Hundesteuer 
abweichend von Abs. 2 am 01. 
Juli in einem Jahresbetrag 
entrichtet werden. Der Antrag 
muss spätestens bis zum 30. 
September des vorangehen-
den Kalenderjahres gestellt 
werden. Die beantragte Zah-
lungsweise bleibt solange 
maßgebend, bis ihre Änderung 
beantragt wird; die Änderung 
muss spätestens bis zum 30. 
September des vorangegan-
genen Jahres beantragt wer-
den. 
 

§13 

Ordnungswidrigkeiten 

 
Zuwiderhandlungen gegen § 
10 sind Ordnungswidrigkeiten 
nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des 
Kommunalabgabegesetzes. 
 
§ 14 

Datenverarbeitung 

 
Zur Ermittlung der Steuer-
pflichtigen und zur Festset-
zung der Steuern im Rahmen 
der Veranlagung nach dieser 
Satzung ist die Erhebung und 
Verwendung der erforderlichen 
personenbezogenen Daten 
gemäß § 10 Abs. 4 i. V. m. § 9 
Abs. 2 Nr. 1 LDSG aus dem 
Einwohnermeldeamt zulässig. 
 
Dies gilt entsprechend für 
Daten, die zum Zwecke der 
Beitragserhebung oder der 
Hausnummernvergabe erho-
ben und gespeichert worden 
sind oder der Gemeinde zum 
Zwecke der Erhebung von 
Realsteuern übermittelt wor-
den sind. Das Amt Hohenwes-
tedt-Land als die für die Ge-
meinde gesetzlich zuständige 
Verwaltungsbehörde darf sich 
diese Daten von den genann-
ten Ämtern und Behörden 
übermitteln lassen und zum 
Zwecke der Steuererhebung 
nach dieser Satzung weiter-
verarbeiten. 
 
Die Gemeinde bzw. das Amt 
Hohenwestedt-Land ist befugt, 
auf der Grundlage von Anga-
ben der Steuerpflichtigen und 
von nach Absatz 1 anfallenden 
oder angefallenen Daten ein 
Verzeichnis der Steuerpflichti-
gen mit den für die Steuerer-
hebung  
nach dieser Satzung erforder-
lichen Daten zu führen und 
diese Daten zum Zweck der 
Steuererhebung nach dieser 
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Satzung zu verwenden und 
weiterzuverarbeiten. 
 
Bei der Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten im Auf-
trag (§ 4 LDSG) ist die Weiter-
gabe der Daten an Aufttrags-
nehmer keine Übermittlung an 
Dritte. Die Daten verarbeiten-
de Stelle (Gemeinde / Amt) 
bleibt verantwortlich. 
 
§ 15 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 
01.01.2009 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Hun-
desteuersatzung vom 
08.12.1999 außer Kraft. 
 
Mörel, 27.11.2008 
 
 
gez. 
Lucht 
Bürgermeister 
 
 


